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Auch das noch: Die Freude auf die 
neue Badesaison ist schon vor der 
Eröffnung des Waldschwimmbades 
getrübt.  Höhere Eintrittspreise und 
die Schließung des Schwimmbads 
an einem Wochentag sind geplant.

Dazu sagte Dietmar Treber in der STVV:

„Eine weitere Erhöhung von Gebüh-
ren steht an. Jetzt trifft es unser Wald-
schwimmbad.
Wie immer, wenn es um Gebühren-
erhöhungen geht, wird von einer 
moderaten Anpassung gesprochen.
Schauen wir aber einmal genauer hin. 
Mörfelden-Walldorf ist Spitzenreiter.
mit den höchsten Eintrittspreisen bei 
Schwimmbädern im Kreis und darü-
ber hinaus. Der Eintritt in Gross-Gerau: 
4,00€ Rüsselsheim 5,50€, Trebur 3,00€, 
Langen 4,00€, Offenbach 4,50€, Silo-
bad Ffm-Höchst 5,00€, Stadionbad-
Ffm 5,00€. Und in Frankfurt haben 
Kinder bis zum 14. Lebensjahr in allen 

städtischen Bädern freien Eintritt. Der 
Einritt in unser Waldschwimmbad kos-
tet 6,00€.
Jetzt soll es saftige Erhöhungen für 
Zehner-, Dauer- und Familienkarten 
geben. Wir sind weit und breit das 
teuerste Freibad der Region, sogar 
deutlich teurer als Frankfurt.  Ein trau-
riger Rekord! – und dazu jetzt noch 
die Schließung an einem Tag in der 
Woche. Das was hier beschlossen wird 
trifft hauptsächlich die Menschen in 
unserer Stadt, die vorzugsweise die  
Dauer- und Familienkarten nutzen.
Die jetzt vorgenommenen Erhöhun-
gen: 32 % für die Zehnerkarte. 36% für 
die Dauerkarte und ganze 57% für die 
Familienkarte.

Hinzu kommt die Reduzierung der Ba-
detage um einen Tag pro Woche.
Das bedeutet: eine saftige Erhöhung 
der Eintritte bei weniger Badetagen. 
Das ist weder eine moderate Anpas-

Waldschwimmbad Mörfelden:  

Russland ruinieren? 
Schwimmverzicht für 

den Krieg?

Höhere Eintrittspreise und 
weniger Badetage

Die EU hat nach Angaben von Bun-
desaußenministerin Annalena Baer-
bock (Grüne) „harte“ Sanktionen 
gegen Russlands Staatschef Wladi-
mir Putin und seinen Außenminis-
ter Sergej Lawrow verhängt. Die EU 
habe ein Sanktionspaket aufgelegt 
an „Wirtschafts- und Finanzsankti-
onen, aber eben auch an Sanktio-
nen gegen diejenigen, die für diese 
Furchtbarkeit an den Menschen in 
der Ukraine verantwortlich sind“, 
sagte Baerbock am Rande eines au-
ßerordentlichen EU-Außenminister-
rats am Freitag in Brüssel. „Das wird 
Russland ruinieren“, fügte Baerbock 
damals hinzu. („Die Welt“, veröffent-
licht am 25.02.2022) Auch bei dieser 
Gebührenerhöhung kann man ge-
trost annehmen, dass das zusätzlich 
eingenommene Geld nicht lange in 
der Stadtkasse verbleibt. Es wird ge-
nau wie der Großteil der 5 Millionen 
zusätzlicher Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer seinen Weg nach oben 
antreten und letztlich dazu dienen, 
die 100 Milliarden Zusatzmittel für 
die Bundeswehr und die Geschenke 
an die deutsche Munitionsindustrie 
zu finanzieren. Die Stadt bleibt ge-
nauso verschuldet wie zuvor.

sung, noch ist sie sozial. Unser Wald-
schwimmbad ist ein attraktiver und 
beliebter Ort für Jung und Alt, für Fa-
milien. Es dient der Freizeit,  der Ge-
sundheit und der Erholung. Wir sagen: 
Finger weg vom Schwimmbad. Keine 
Erhöhung der Eintrittspreise. Keine 
Schließung an einem Tag in der Wo-
che. Auch in Zukunft soll der Badespaß 
gerade für die Menschen mit kleinem 
Geld erschwinglich sein. 
Wir lehnen diesen Antrag ab.“

Schon vor 4 Jahren, am 23.11.19 gingen Besucher des Schwimmbades auf die Barrri-
kaden.  Thomas Winkler war damals an der Seite der Protestierenden. Heute betreibt 
er mit seinen CDU-Bundesgenossen eine Sparpolitik, die in die gleiche Richtung geht.
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Ein vorhersehbares Desaster
Professor Pierre Ibisch macht die Forstwirtschaft für kranke Wälder mitverantwortlich

Wir haben in den letzten 
Monaten viele  Spenden

erhalten.

D A N K E !

Das blickpunkt-Spenden-Konto:

Kreissparkasse GG
IBAN   DE37508525530009003419

„Hätten wir keine Einsparmaßnah-
men und keine Umplanung erarbei-
tet, würden sich die Gesamtkosten 
für die Erneuerung und Sanierung 
der Kläranlage ….. inzwischen auf 
rund 60 Millionen Euro belaufen“, 
wird Erster Stadtrat Groß zitiert.

Nach dem 4. Bericht hat die „Task-
Force Kläranlage“ - die nichtöffent-
lich tagt - bisher rund 5,54 Millionen 
Euro Einsparpotenziale ausfindig 
gemacht. Das war zu erwarten und 
ist kein Grund zum Feiern.

Es wäre mehr drin gewesen, wenn 
der 2019 neu gewählte Grüne Bür-
germeister schon vor der Kommu-
nalwahl 2021 Auftragsvergaben für 
überdimensionierte Erneuerungen 
gestoppt hätte. Der § 63 (2) der 
Hessischen Gemeindeordnung (Be-
anstandung ) hätte ihm die Möglich-
keit dazu gegeben. Vorschläge und 
Forderungen der Bürgerinitiative 
„Abwasser MW“ lagen da schon vor, 
und der DKP/LL nahestehende Juris-
ten hatten sogar einen Schriftsatz 
vorbereitet. Aber der Bürgermeister 
kniff im letzten Moment.

Viele Vorschläge sind in die Arbeit der 
Task-Force eingeflossen, in der frühe-
re Mitglieder der BI mitarbeiten. Ihrer 
Fachkenntnis und Hartnäckigkeit ist 

maßgeblich zu verdanken, dass viele 
- wenn auch nicht alle - Planungen 
auf den Prüfstand kamen.
Denn auch nach der Kommunal-
wahl haben die „neuen Herren“ 
von Grünen und CDU im Rathaus 
vieles „weiterlaufen lassen“. An einer 
Überprüfung alter Planungen und 
Beschlüsse - wie bei der Bildung der 
„Task-Force“ vereinbart - hatten sie 
auf einmal kein Interesse mehr. Die 
Frage nach dem „Warum?“ ist für uns 
nach wie ebenso offen, wie die Frage, 
ob die Baukosten am Ende „unter 50 
Millionen Euro“ bleiben, wie der Erste 
Stadtrat hofft.

Eine Neuberechnung der Abwas-
sergebühren (zurzeit 3,01€ pro m³ 
Schmutzwasser zuzüglich 0,88€ 
pro m² versiegelte Fläche) steht 
noch aus und kommt spätestens  
gleich nach den nächsten Kom-
munalwahlen 2026. Die Haus- und 
Grundstückseigentümer*innen 
und Mieter*innen sind sicher schon 
gespannt, was da auf sie zu kommt.

Übrigens: Ein Ermittlungsverfahren 
gegen den Fraktionsvorsitzenden 
der DKP/LL wg. „Verleumdung und 
übler Nachrede“ im Zusammen-
hang mit Berichten zur Kläranlage 
wurde Anfang letzten Jahres von 
der Staatsanwaltschaft sang- und 

klanglos eingestellt. Der Grüne Bür-
germeister und der Erste Stadtrat 
von der CDU ließen den Kläger, dem 
von der vorherigen Koalition noch 
Rechtsschutz gewährt worden war, 
inzwischen fallen: Der ehemalige 
Leiter und langjährige Projektleiter 
der Erneuerung und Erweiterung der 
Kläranlage wurde verwaltungsintern 
„umgesetzt“. 

Bei den Stadtwerken und auf der 
Kläranlage (Betrieb und Baustelle) 
ist nach unserem Eindruck aber nach 
wie vor nicht „alles klar“.

Der Bürgermeister, der Erste Stadt-
rat und die Grüne/CDU-Koalition 
mögen ihre Gründe haben, warum 
sie die Entwicklung der „Baustelle“ 
Kläranlage - wie vieles andere auch 
- am Liebsten hinter verschlossenen 
Türen behandeln. Wir bezweifeln, 
dass sie damit gut beraten sind. Mehr 
Offenheit und Öffentlichkeit sind 
hier dringend notwendig.

Kläranlage Mörfelden

Einsparpotenziale in Millionenhöhe 
festgestellt. Ist damit jetzt alles klar?

„Tebartz-van Elst läßt grüßen“

	 Feststellung  des anonymen „Whistleblowers“ von 2019 
	 Folge: Strafanzeige gegen unbekannt 

„Aussage von Mitarbeitern: ‚Es wurde immer der Mercedes gekauft, wo‘s 
ein Opel auch getan hätte‘“

	 Aus einer Antragsbegründung der DKP/LL vom 09.09.2020.
	 Folge: Anzeige wegen „übler Nachrede“

„Hier herrschte die Philosophie: Wir gönnen uns das Beste vom Besten, das 
Größte vom Größten. Das war wie in einer sich selbst verstärkenden Spirale.“

	 Aussage des Ersten Stadtrates Karsten Groß (CDU) 2023. 
	 Folge: Großes Lob in der Presse. Von einer Strafanzeige ist
	 nichts bekannt…

So verschieden kann‘s im menschlichen Leben sein: 

„Bereichert haben sollen sich Mit-
arbeiter von Kommunalverwaltun-
gen, einem Stadtwerk und einem 
Verband. Der mögliche Verlust 
öffentlicher Mittel beträgt bis zu 
sechs Millionen Euro. Auch wenn 
die Ermittlungen noch laufen, zei-
gen sich schon jetzt Mängel bei der 
Kontrolle“.

(„hessenschau“, veröffentlicht am 
07.03.24 um 14:31 Uhr). 

Aber in Mörfelden-Walldorf ist so 
etwas natürlich nicht möglich.

Ungewöhnliche Häufung im 
Kreis Groß-Gerau:
Vier Verdachtsfälle auf Kor-
ruption in der Verwaltung
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Die dem Ersten Stadtrat zugeordnete 
Stabsstelle „Wirtschaftsförderung 
und Stadtmarketing“ war nach ihrer 
Einführung im Jahr 2003 ein fortdau-
ernder Pflegefall. Deswegen hatten 
wir diesen Posten auch abgelehnt 
und mehrfach seinen Wegfall ge-
fordert. In den ersten Jahren gaben 
sich gleich mehrere (ein halbes 
Dutzend?) Stelleninhaber*innen die 
Klinke in die Hand, bis 2012 endlich 
eine Person eingestellt wurde, die es 
mehrere Jahre lang auf dem Posten 
aushielt. Aber 2023 wechselte auch  
diese sang-  und klanglos auf eine 
andere Stelle. Jetzt aber scheint sich 
etwas zu rühren, was an die neuen 
Besen erinnert, die einem alten 
Sprichwort zu Folge gut kehren. 
Das wäre wenigstens zu hoffen. Laut 
Mitteilung des neuen Stelleninha-
bers Marcus von Landenberg ist ein 
Einkaufsführer in Vorbereitung, der 
unter dem Titel „MöWa entdecken“ 
einen Neustart bezweckt.  Er soll 
unter diesem Motto in erster Linie 
„Handel, Gastronomie, Gesundheit, 
Dienstleistungen, Wochenmärkte, 
Kulturtipps & Stadtplan“ vorstellen. 
Herausgeber ist nicht mehr alleine 
die Gewerbegemeinschaft, sondern 
in Zusammenarbeit mit ihr auch 
die Stadt Mörfelden-Walldorf. Das 
Kernstück stellt ein Angebot an 
örtliche Gewerbetreibende dar, eine 
kostenlose Vorstellungs-Anzeige zu 
schalten, die neben Namen, Adresse 
und Branche eine Anzahl von aus-
wählbaren Piktogrammen enthält, 
die auf die Geschäftsumgebung und 
besondere Dienstleistungen hin-

weisen (Parkplatz, Barrierefreiheit, 
Kunden-WC oder kostenloses WLAN 
etc.). Die Hälfte der standardisierten 
Anzeige ist für ein individuelles Foto 
reserviert, auf dem das Geschäft,  
sein/e Inhaber*in, oder ein Produkt 
zu sehen sind. Zusätzlich können 
weitergehende, kostenpflichtige An-
zeigen geschaltet werden. Das Kon-
zept scheint schlüssig zu sein und 
erinnert ein wenig an Zeitschriften 
wie den „dibbegucker“ mit seinen 
umfassenden Veranstaltungshinwei-
sen. Der Einkaufsführer soll in einer 
Auflage von 22.000 Exemplaren an 
alle Haushalte verteilt werden und 
in Geschäften ausliegen. Sein Ziel 
ist es, eine möglichst komplette 
Übersicht über alle Einkaufs- und 
Einkehrmöglichkeiten in der Stadt 
zu geben, den Aha-Effekt „was es bei 
uns nicht alles gibt“ hervorzurufen, 
und vor allem den kleinen Geschäf-

Neuer Kurs bei „Wirtschaftsförderung / Stadtmarketing“?

ten und Läden die Möglichkeit zu 
geben, sich ohne Kosten bekannt 
zu machen. Schließlich gibt es bei 
uns - je nach Datenquelle - um die 
300 Betriebe, die Mehrheit davon 
Gewerbetreibende mit nur weni-
gen oder gar keinen Beschäftigten 
(Gaststätten- und Ladenbesitzer, 
Ärzte und Anwälte, Handwerker 
und Freiberufler), die bislang kaum 
erschwingliche Möglichkeiten hat-
ten, Werbung für ihr Geschäft zu 
machen. Diese Ausrichtung auf die 
„kleinen Leute“ war von Anfang an 
eine politische Forderung der DKP/
LL, weshalb wir auch der Bitte des 
neuen städtischen Wirtschaftsför-
derers nachkommen, hier darüber 
zu berichten. Der Annahmeschluß 
für kostenlose Anzeigen ist Montag, 
8. April 2024, die Kontaktadresse 
bei der Stadt ist:  Wirtschaftsfoerde-
rung@moerfelden-walldorf.de

Neue Töne aus dem Rathaus
- Wichtig ist mir auch, den zum Teil noch durch Corona gebeutelten Branchen (Gastro - aber auch Handel durch den an-
dauernden Online-Shopping-Boom) eine für alle Budgets denkbare Möglichkeit zum werblichen Gegensteuern zu bieten

- Ziel ist es auch, den lokalen Handel in den Ortsteilen durch etwas Sichtbares zu unterstützen und zu würdigen, damit 
nicht nur theoretisch ein Einzelhandelskonzept beschlossen rumliegt, sondern auch etwas Wahrnehmbares getan wird

-  und es wäre schön, wenn durch „MöWa entdecken“ wieder etwas selbstbewusste Grundstimmung sowohl bei den Ver-
brauchern als auch den Anbietern der Stadt entsteht - eben nicht nur: „Oh Mann, hier ist alles tot“, sondern eher „Ach schau 
mal, das gibt es bei uns hier ja auch“
                                                

Marcus von Landenberg, Wirtschaftsförderer der Stadt Mörfelden-Walldorf, im „blickpunkt“-Gespräch

ALDI, Coca Cola & Co sind nicht alles: Wirtschaftsförderer Marcus von Landenberg im 
Gespräch mit Annemarie Rügner vom Kiosk Eder in der Walldorfer Langstraße. O-Ton: 
„Den lokalen Handel in den Ortsteilen mal durch etwas Sichtbares zu unterstützen 
und zu würdigen.“
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Aus dem Aufruf „Ostermarsch 2024“: 
Deutschland muss „kriegstüchtig“ 
werden, erklärt Minister Pistorius. Er 
meint damit nicht nur die Bundeswehr, 
sondern die gesamte Bevölkerung. Wir 
lehnen eine Politik ab, die von Krieg als 
dem Normalfall ausgeht statt vom Frie-
densgebot des Grundgesetzes. Diese 
Politik eskaliert internationale Konflikte 
und militarisiert unsere Gesellschaft. Wir 
wenden uns gegen die innere Militari-
sierung in unserem Land, die eine wei-
teren Rechtsentwicklung verstärkt. Wir 
müssen nicht „kriegstüchtig“, sondern 
die Politik wieder friedensfähig werden. 

Täglich sterben unschuldige Menschen 
in zahlreichen Kriegen. Die Gefahren 
wachsen, denn es drohen eine Aus-
weitung des Krieges in der Ukraine bis 
hin zu einem Atomkrieg, sowie eine 
Ausweitung des Krieges im Nahen Osten 
zu einem Flächenbrand. Der völker-
rechtswidrige Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine muss beendet werden.  
Weder militärische Offensiven, noch 
Waffenlieferungen oder Sanktionen 
gegen Russland haben zu Waffenstill-
standsgesprächen geführt.

Initiativen zur Beendigung der militä-
rischen Auseinandersetzung, für einen 
Waffenstillstand und diplomatische 
Lösungen werden von der Bundesre-
gierung abgelehnt. Sie setzt sich für 
eine Fortsetzung der Kriege in der 
Ukraine und in Nahost ein. Ungeachtet 
der horrenden Zahl von Opfern lehnt 
sie Waffenstillstände und Verhandlun-

Aufruf zum Ostermarsch 2024 in Frankfurt
Die Waffen nieder! 
Friedensfähig statt kriegstüchtig!

gen ab. Mit dieser Erbarmungslosigkeit 
isoliert sie sich zunehmend.

Auch im Gaza-Krieg sind wir solidarisch 
mit allen Opfern und fordern einen 
sofortigen Waffenstillstand. Wir beken-
nen uns zum Existenzrecht des Staates 
Israels und Palästinas auf Basis von UNO-
Beschlüssen. Unsere Solidarität gehört 
ebenso den Menschen in Nordsyrien 
und Nordirak, gegen die das NATO-
Mitglied Türkei weiterhin eine blutige 
Kriegsführung betreibt. Dieser Konflikt 
steht auch für viele andere kriegerische 
Auseinandersetzungen weltweit, die 
hierzulande kaum wahrgenommen 
werden. Mit ihren Waffenlieferungen 
gießt die Bundesregierung Öl ins Feuer. 
Sie bedient dabei die Profitinteressen 
der Rüstungsindustrie und stützt die 
Vormachtstellung der USA.

Kriege und Rüstung sind Ursachen für 
Zerstörung des Klimas, Hungerkrisen, 
Flucht und Vertreibung. Überschwem-
mungen, Hitzewellen, Dürre werden 
nicht bekämpft, weil das Geld für Rüs-
tung ausgegeben wird.
Anstatt auf Diplomatie und Deeskala-
tion zu setzen, steigen die deutschen 
Militärausgaben von bisher 64 auf 85 
Milliarden Euro, etwa tausend Euro pro 
Einwohner. Das ist der größte Sprung 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges. Wir wollen nicht den weltweit 
drittgrößten Rüstungsetat, der mit 
sozialer Verelendung in unserem Land 
erkauft wird.
Statt Rüstungskonzerne reich zu ma-

chen hätte man Geld, um Kinderarmut 
zu verhindern, den Wohnungsbau 
voranzutreiben, das Bildungs- und Ge-
sundheitssystem sowie den Klimaschutz 
zu verbessern und die Sozialausgaben 
insgesamt zu erhöhen.

Es ist höchste Zeit für Friedenspolitik 
– in der Ukraine, im Nahen Osten und 
weltweit. „Der Frieden ist nicht alles, 
aber ohne Frieden ist alles nichts“ (Willy 
Brandt). 

Nur im Frieden und nur durch gemein-
same globale Anstrengungen sind sozi-
ale Entwicklung, Schutz von Klima und 
Natur und eine lebenswerte Zukunft für 
alle möglich.

Es ist zu Ostern dringlicher denn je, als 
zivilgesellschaftliche Opposition auf die 
Straße zu gehen. 

Wir fordern:	

- Einen Stopp aller Waffenlieferungen

- Glaubwürdige diplomatische  
Initiativen

- Sozialausgaben, zivile Infrastruktur 
und Klimaschutz auszubauen

- Visa und Asyl für alle Kriegsdienst-
verweigerer

- Beibehaltung von Zivilklauseln, Mili-
tarisierung an hessischen Hochschu-
len stoppen.

Wir fahren zum Ostermarsch 
Ostermontag,1. April 2024

13:00 Uhr 
Abschlußkundgebung  

auf dem Römerberg in Frankfurt 

Mit dem Zug: 
Treffpunkt Bahnhof Mörfelden 

ab 10:00 Uhr

Treffpunkt Bahnhof Walldorf 
ab 10:05 Uhr

Wer die letzte Etappe 
mitlaufen will:

Niederrad, Bruchfeldplatz, 
11:00 Uhr
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„Wir stehen bis zu 
den Knien in 
einem Schwimm-
bad mit Benzin.  
Trotzdem rauchen viele
dabei Zigaretten!“

. . . so formulierte es ein  älterer 
Mörfelder vor einem guten Jahr 
auf dem Mörfelder Dalles.  
Er hatte recht!

Soll einer später nicht sagen er 
hätte es nicht kommen gesehen: 

Auf dem Frankfurter Römerberg 
riefen sie auf einer Kundgebung 
(Motto: „Light will win over dark-
ness“) nach Reden u.a. von FDP-, 
CDU-, SPD-Vertretern im Sprech-
chor: „Taurus - Taurus - Taurus!“

Warum nur fiel mir da der  
18. Februar 1943 ein? Damals 
fragte Goebbels im Berliner 
Sportpalast: „Wollt ihr den tota-
len Krieg?“ und der Saal tobte: 
„JAAAAA“!

Emmanuel Macron bringt die 
Entsendung westlicher Soldaten 
in die Ukraine ins Spiel.

FDP-Frontfrau Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann läuft mit 
einem T-Shirt auf der Friedens-
konferenz herum: „Taurus für die 
Ukraine - Zusammen bis zum 
Sieg“.

Jeden Tag wird jetzt von Bundes-
tagsabgeordneten der Marsch-
flugkörper „Taurus“ gefordert, 
weil man dann endlich die längs-
te Brücke Europas, die Kertsch-
Brücke, in die Luft jagen könnte.

In vielen Medien fordert man jetzt 
„den Sieg über Russland“.

Der Kanzler „eiert“ herum.  
Die Medien treiben ihn, endlich 
das „Ja zu Taurus“ zu verkünden.
Keiner denkt offenbar daran, wie 
der 2. Weltkrieg geendet hat - und 
dass es Atomwaffen gibt.

Knallt‘s bald? Gegenschlag droht? Oder traut der 
russische Präsident seiner Generalität 
im Falle seiner Ermordung den Schritt 
nicht zu, weil diese sowohl Skrupel bei 
der Zerstörung Europas und der USA 
hätte und den eigenen Tod und den 
ihrer Landsleute fürchtete? 

Falls Putin zur letzten Überlegung 
neigt, bleibt ihm nichts anderes üb-
rig als zuvor etwas zu unternehmen. 
Was könnte das sein? Ein Präventiv-
schlag auf US-Kommandozentralen 
in Deutschland. Mit den hochpräzi-
sen »Kinschal«- oder »Zirkon«-Hyper-
schallraketen Wiesbaden, Stuttgart, 
Ramstein, Büchel und Grafenwöhr zu 
beschießen, könnte die US-Einsatz-
fähigkeit in Europa zerstören. Und 
ein Gegenschlag der USA? Ihre Kom-
mandozentralen in Europa wären un-
brauchbar, ebenso ihre militärischen 
Möglichkeiten. Würden sie dann ihr 
strategisches Nukleararsenal mit Inter-
kontinentalraketen und von U-Booten 
und Bombern aus gegen Russland ein-
setzen?  Wie können wir dem entkom-
men? Wir haben noch ein Jahr Zeit, 
den nötigen öffentlichen Druck auf 
Scholz, Baerbock und Co. zu erzeugen. 
Also, Herr Scholz:

Keine »TAURUS« an die Ukraine liefern! 

Keine »Dark Eagle« nach Deutschland 
holen! 

Den Kurs auf Verhandlungen mit Russ-
land stellen! 

Nicht aufrüsten, sondern abrüsten!“

Wußten Sie, daß wir nur 35 Kilome-
ter vom Ziel eines Enthauptungs-
schlages entfernt sind? 2025 sollen 
die US-Überschallraketen „DARK 
EAGLE“  fertig sein. Lühr Henken, 
Co-Sprecher des Bundesausschus-
ses Friedensratschlag, sagte bei ei-
ner Kundgebung vor dem Kanzler-
amt unter anderem:

„Die losgelösten Gefechtsköpfe die-
ser Hyperschallraketen sind während 
des Fluges lange Zeit manövrierbar, 
so dass sie nicht abgefangen werden 
können. Der Gefechtskopf einer sol-
chen Rakete trifft sein Ziel punktge-
nau. 

Das Ziel ist: Wladimir Putin persönlich. 
Die Crew dafür, 500 Mann stark, ist be-
reits seit Ende 2021 im Lande – verteilt 
auf die Kommandozentrale in Wies-
baden und Grafenwöhr, wo die Ka-
noniere sind. Es ist zu erwarten, dass 
die »Dark Eagle«-Hyperschallraketen 
2025 nach Deutschland kommen wer-
den. Putin weiß um dieses »Messer 
am Hals«, wie er im Februar 2022, drei 
Tage vor seinem Angriffsbefehl auf die 
Ukraine, sagte. 
Was wird er tun? Abwarten, bis die 
Batterie steht, weil er darauf ver-
traut, dass die USA sie nicht einsetzen 
werden, weil dann, so die russische 
Nukleardoktrin, den USA und/oder 
Europa unweigerlich der russische 
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etwas an der Brücke verändert hat“. 
Doch viereinhalb Monate später tut sich 
was: „Gestern (11.3.22) bin ich vor Über-
raschung fast vom Rad gefallen...die 
schon von Anfang an geforderte provi-
sorische Sicherung der Brücke ist reali-
siert.“ Jetzt gehen die Arbeiten schnell 
voran. Nur zwei Jahre später: „Der Wald 
birgt doch einige Überraschungen im 
Frühling. Bei einer kleinen Fahrradtour 
am 29.2.24 habe ich mit großer Freude 
festgestellt, daß still und heimlich ein 
Neubau der Gundbachbrücke im Gange 
ist (…) Hoffe nur noch, daß die Brücke 
bald fertiggestellt wird, daß kein ver-
sperrtes Tor hinkommt oder Brücken-
zoll erhoben wird.“ Und nun, am 8.3.24, 
kurz vor Redaktionsschluß, ereilt uns 
der Hammer: „Sehr geehrter Herr Koch, 
die Brücke ist fertig und steht seit heute 
(ohne Brückenzoll) wieder zur Verfü-
gung“. 
Diese Leistung hält durchaus einem in-
ternationalen Vergleich stand: 
Die Jiaozhou-Bucht-Brücke ist eine 26,7 
km lange Autobahnbrücke über die 
Jiaozhou-Bucht in der VR China. Bau-
zeit: vier Jahre.

Unser Leser Herbert Koch führt seit 
2021 einen Schriftwechsel per E-Mail 
mit der Hessischen Landgesellschaft 

mbH. Ein paar Auszüge: „Mit Befrem-
den muß ich feststellen, daß sich an 
der Brückensituation seit langer Zeit 
nichts geändert hat. Offiziell ist die 
Brücke gesperrt und ist außer einem 
massiven Umleitungsschild nichts 
passiert“ (27.5.2021). Antwort der HLG 
vom 28.5.2021: „Die Bedeutung der 
Brücke am Knüppeldamm / Gundbach 

ist uns bewusst. Um diesem Umstand 
Rechnung zu tragen wurde dieses 
Bauwerk auch in den ersten Sanie-

rungsabschnitt aufgenommen. (…) 
Sodass hiernach möglichst zügig 
auch die Sanierung erfolgen kann.“  
Nachfrage am 29.7 2021: „2 Monate 
sind jetzt seit Ihrer Antwort vergan-
gen. Die Situation an der besagten 
Brücke ist unverändert.“ Erneute 
Nachfrage am 28. 10. 2021:  „Wieder 
sind 2 Monate vorbei, ohne daß sich 

Unfassbar: Die Gundbach-Brücke 
ist nach nur 5  Jahren schon fertig!

Eine inoffizelle Behelfsbrücke  für be-
herzte Radfahrer und Wanderer.

Nach nur 5 Jahren Sperrung: Die neue Brücke ist fertig!

Gundbachbrücke: Jahrelang gesperrt, ohne dass sich viel tat.

15:48 ab Wetzlar RE 24
15:58 an Gießen Bahnhof - Umstieg
16:04 ab pünktlich HLB
16:34 an Friedberg - Umstieg

16:52 ab pünktlich mit S-Bahn S6

17:10 an Bad Vilbel - Umstieg
17:17 ab pünktlich Niederflurbus
17:38 an Konstablerwache - Umstieg
17:41 ab pünktlich mit S-Bahn S8
17:51 an Niederrad Bahnhof Umstieg
17:56 ab pünktlich mit S-Bahn S7
18:09 an Mörfelden Bahnhof

Wolln‘se ma mitfahr‘n?
Mit 5x Umsteigen von Wetzlar nach Mörfelden-Walldorf

Leider:
Es kommt zu Ausfällen, Teilausfällen und Fahrplanabweichungen. Grund dafür 
ist der Ausbau der Linie S6. Die Linie S6 verkehrt nur zwischen "Friedberg" und 
"Groß-Karben" bzw "Bad Vilbel Bahnhof". Es verkehren Ersatzbusse. Grund dafür 
sind Bauarbeiten.

Noch Lust auf Bahn? Nein? Feigling! 
Das waren Zeiten, als die Bahn noch der Beförderung diente und nicht dem Pro-
fitprinzip unterworfen war: Fahrpreise erhöhen, Personal abbauen. Wie sagte 
neulich ein Weiser auf dem kalten Bahnsteig: „Die Bahn ist eine Einrichtung der 
Automobilindustrie zum Vergraulen von Fahrgästen.“
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Seit kurzem zeigt sich am „Hurenweg“ 
ein grauenhaftes Bild. Es wurden so 
gut wie alle Bäume auf der Ostseite der 
Bahnstrecke abgeholzt. Eine Zählung 
ergab 327 Bäume. Auch am Radweg 
in Richtung Frankfurt wurden massiv 
Bäume gefällt. Das wäre so radikal nicht 
notwendig gewesen. Ein großer Teil der 
Bäume stand nicht „zu nah an den Glei-
sen“. Bei vielen Bäumen ragten auch 
keine Äste in die Nähe des Gleisbereichs.
Es ist zwischen den Stadtteilen Mörfel-
den und Walldorf bei der Sanierung kein 
größerer Baustellenbereich vorgesehen. 
Es fahren hier auch keine Baumaschi-
nen. Man hätte eigentlich keinen Platz 
schaffen müssen.	
Bei der Anwohnerversammlung unse-
rer Fraktion zum Thema Bahnsanierung 
Anfang des Jahres wiesen einige Leute 
auf die violette Fällungs-Markierung an 

den meisten Bäumen hin. Der anwesen-
de Bürgermeister gab an, dass man für 
den Bereich des Mörfelder Bahndamms 
mit der DB gesprochen habe, und nur 
absolut notwendige Fällungen vorge-
nommen würden. Für den Bereich des 
„Hurenwegs“ hatte er aber nur Achsel-
zucken übrig: Das sei halt Bahngelän-
de, da könne man nichts machen. Nach 
der Sanierung der Bahnstrecke würden 
doch wieder Buschwerk und Bäume 
wachsen. Die anwesenden Einwohner 
hätten von einem grünen Bürgermeister 
mehr Gegenwehr erwartet.
Die Bäume hatten gerade im Sommer 
vielen Spaziergängern und Radfahrern 
Schutz vor der Sonne geboten. Sie wa-
ren ein wichtiger Teil des Biotops und 
boten Schutz und Heimat für viele Tiere 
im Feld. Bis hier wieder neue Bäume in 
diese Größe gewachsen sind, dauert es 

sehr viele Jahre. Ersatzpflanzungen für 
diese Fällungen oder ein Aufforstungs-
projekt im Stadtwald gibt es anschei-

nend nicht. Das stößt auf Unverständnis 
bei den Einwohnern. Haben wir nicht 
eine Baumschutzsatzung? „Für das Ge-
lände der Bahn gilt diese Satzung nicht“, 
meinte der Bürgermeister. Da fühlen 
sich viele Leute verschaukelt und sind 
berechtigt verärgert. Warum gibt es für 
den eigenen Garten eine strenge Rege-
lung, mit Bußgeldern und allem Drum 
und Dran, während die Bahn hier ein-
fach jede Menge Bäume ohne größere 
Prüfung und Gutachten fällen darf?  
Baumschutz sollte jeden betreffen. 
Denn nur so kann die Natur geschützt 
werden, um dem Klimawandel entge-
genzuwirken.

Radikale Baumfällungen am „Hurenweg“

Bevor 500 rote Nelken verteilt wurden, gab es eine Auftaktveranstaltung am „Dalles“. Neben einem historischen Streif-
zug zur Geschichte des Internationale Frauentag gab es unterschiedliche Statements verschiedener Frauen. Die The-
men waren u.a. Gewalt, Vergewaltigung als Kriegswaffe, Altersarmut und die zu kleine Rente bei vielen Frauen. Auch 
die neue Rechtsentwicklung und die Angst vor Krieg wurden formuliert, ebenso wie eine fehlende Gleichberechtigung.

8. März - der Internationale Frauentag in Mörfelden-Walldorf

 “Wir wollen mehr als Blumen, Schokolade oder Frauen in Vorständen“.
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Unser Bild zeigt die Gastwirtschaft „Zur Rosenau“ in der heutigen „Waldenser Mitte“ von Walldorf. Sie wurde 
im Jahr 1900 eröffnet und befand sich in der Ludwigstraße 60, an der Ecke, wo heute der Zugang zum Gelände 
der evangelischen Kirche abzweigt. Das kleine Foto zeigt das umgebaute Haus in seiner heutigen Gestalt. 
Die Grundstruktur ist noch zu erkennen. Die „Gründungsurkunde“ der „Rosenau“ datiert vom Freitag, den 4. 
Mai 1900 (ein wichtiges Datum für Fußballfans: Am gleichen Tag wurde der 1. FC Nürnberg gegründet). An diesem Tag 
gab das „Großherzogliche Kreisamt“ des Landkreises Groß-Gerau dem „Großherzoglichen Bürgermeisteramt zu Walldorf“ 
die Genehmigung, dem Gastwirt Wilhelm Klein V. die Schank-Konzession zu erteilen. Die Gastwirtschaft verfügte über 2 
Schankzimmer und einen Kolleg-Raum mit insgesamt 70 m², sowie eine Gartenwirtschaft. Am 26. Mai 1932 wurde die 
Konzession von Wilhelm Klein noch einmal „stempelfrei erneuert“. Drei Jahre später übernahm seine Tochter Katharina 
Dollwet, geb. Klein die Wirtschaft. Inzwischen waren die Nazis an die Macht geschoben worden und die Bürokratie begann 
zu wuchern. „Ist die Gesuchstellerin etwa noch minderjährig?“ wollte das Kreisamt von der Walldorfer Bürgermeisterei 
wissen (Katharina war Jahrgang 1899, also 36 Jahre alt), und „Wann ist der Vater verstorben?“ (am 20.5.1935 – sein Tod 
war der Anlaß des Gesuchs. Im Jahr zuvor war die Mutter Margarete, geb. Pons gestorben). Dazu stellte das Kreisamt klar, 
dass die Antragstellerin „aufzufordern ist, umgehend ein Konzessionsgesuch bei der Bürgermeisterei einzureichen“. Das 
sei auch keineswegs, wie bei der letzten Verlängerung, „stempelfrei“, sondern: „Der Stempel beträgt in diesem Fall 130 RM.“ 
Das war fast der durchschnittliche Monatslohn eines Arbeiters (139 RM). Zum Vergleich: Ein „Schöppchen“ Bier kostete 
damals 39 Pfennige. Ein Auszug aus dem Strafregister mußte ebenfalls beigebracht werden. „Nicht verurteilt“ stempelte 
der „Strafregisterführer“ der Darmstädter Staatsanwaltschaft am 9. August 1935 mit roter Stempelfarbe in das Formular. 
Und auch die NSDAP-Kreisleitung mußte ihre  Erlaubnis geben. Diese wurde am 27. August 1935 mit einem kräftigen „Heil  
H i t l e r !“ erteilt. Erst dann konnte Katharina Dollwet die „Rosenau“ weiterführen. Das tat sie bis zu ihrem 65. Lebensjahr. 
Am 30. September 1964 wurde der „Eintritt einer Veränderung“ aktenkundig gemacht:  Katharina beschränkte sich fortan 
auf den „Verkauf von Flaschenbier und sonstigen Erfrischungsgetränken, sowie Tabak- und Süßwaren“. Wenige Jahre 
später schloss die „Rosenau“ ihre Pforten.

Unser Lexikon

Schbrisch

Herausgeber: Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Wohngebietsgruppe Mörfelden-Walldorf | Verantwortlich für den Inhalt: Gerd Schulmeyer (Vorsitzender) | Wolfsgartenstraße 2
Telefon Festnetz: 06105-23366 | Web: www.DKP-MW.de (DKP Parteigruppe) und www.DKP-LL.de (Fraktion der DKP / Linke Liste) | Facebook: facebook.com/DKPLinkeListe

Das Blickpunkt-Spenden-Konto: Kreissparkasse GG IBAN DE37 5085 2553 0009 0034 19

Alles Geschmacks-
sach, hot de Aff ge-
soht, wie er in die 
Saaf gebisse hot.

Mehr Infos:

Instagram.com/dkpmoewa

facebook.com/DKPLinkeListe

dkp-mw.de

youtube.com/sdajtv

MöWandelBar: 26.03. - 19:00 Uhr, Eintritt frei
Du denkst über ein zukunftsfähiges Leben in Zeiten der Klimak-
rise nach? Die MöWandelBar soll ein konstruktiver Ort sein, um 
darüber in einen Dialog zu kommen.

Workshop: Plastikfreie Alltagsgegenstände 10.04. - 19:00 Uhr, 
Eintritt 5€ (Eine Kooperation mit Tante Erna und dem BUND MöWa)

Stadtgeschichten


